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Was die Parteien auf eure Fragen antworten
Kommunalwahl 2026 - Antworten nach Fragenblöcken im direkten Vergleich

ZU DEN FRAGEN
Die Fragen wurden von Jugendlichen aus Langenhagen formuliert und
in den Jugendtreffs im Rahmen der Offenen Kinder- und Jugendarbeit
gesammelt.

ZU DEN ANTWORTEN
Sie stammen von den in Langenhagen zur Kommunalwahl antretenden Parteien und Wählergemeinschaften
beziehungsweise ihren örtlichen Vertretungen. Sie geben kommunalpolitische Positionen für Langenhagen wieder und
sind keine Stellungnahmen der Landes- oder Bundesverbände beziehungsweise der Landtags- oder
Bundestagsfraktionen.

FÜR WEN IST DAS PLAKAT?
Das Plakat informiert allgemein über kommunalpolitische Positionen für Langenhagen. Es richtet sich an alle jungen Menschen: an Teilnehmende der U16-Wahl, an Erstwähler*innen ab 16 und an weitere Interessierte.

WICHTIG ZUR U16-WAHL
Die U16-Wahl bildet die Wahl zur Regionsversammlung ab. Die WAL steht nicht auf dem U16-Stimmzettel. Ihre Antworten sind hier trotzdem enthalten, weil das Plakat allgemein über kommunalpolitische Positionen zur Kommunalwahl in Langenhagen informiert.

FRAGENBLÖCKE

Fragen von Jugendlichen aus Langenhagen
gesammelt in den Jugendtreffs

SPD CDU Bündnis 90/Die Grünen AfD Die Linke Die PARTEI WAL

1. Kinder- und Jugendarbeit / Freizeit

1. Wie unterstützt Ihre Partei die Jugendarbeit in
Langenhagen?
2. Wie fördert ihre Partei die offene Kinder- und
Jugendarbeit (die Jugendtreffs) in Langenhagen?
3. Unterstützen Sie die Errichtung weiterer offenen
Jugendräume wie das Monopol oder das IKEP?
4. Wie unterstützt Ihre Partei Freizeitangebote für
junge Menschen und wie möchte Ihre Partei Sport
in Langenhagen fördern?

Junge Menschen brauchen Orte, die ihnen gehören. Deshalb wollen wir die offene Kinder- und
Jugendarbeit stärken: verlässliches Geld, feste Fachkräfte und gute Räume für Jugendtreffs wie
das Monopol, das Haus der Jugend oder den IKEP. Kürzungen bei der Jugendarbeit lehnen wir
ab.
Weitere offene Jugendräume unterstützen wir – vor allem dort, wo es bisher wenig gibt. Wichtig
ist uns, dass sie gut zu erreichen sind und dass Jugendliche mitentscheiden, was dort läuft.
In Langenhagen ist zu wenig los. Wir wollen mehr Freizeitangebote und Treffpunkte für junge
Menschen, damit man nicht für alles erst nach Hannover fahren muss.
Beim Sport ist unser wichtigstes Vorhaben die neue Sporthalle im Westen. Dazu kommen ein
gemeinsamer Kunstrasenplatz für die Vereine und Unterstützung für das Ehrenamt – denn ohne
die vielen Trainerinnen und Trainer läuft nichts.

Junge Menschen brauchen gute Orte zum Treffen, Ausprobieren und für ihre Freizeit. Deshalb
wollen wir die offene Jugendarbeit verlässlich unterstützen und weiterentwickeln.
Ja. Wir wollen gemeinsam mit Jugendlichen schauen, wo weitere Angebote gebraucht werden –
zum Beispiel neue Jugendräume oder einen Dirt-Track.
Wir wollen moderne Sportstätten, ausreichend Platz für Vereine und eine starke Unterstützung
des Ehrenamts. Die Sporthalle in Engelbostel und der weitere Fußballplatz beim TSV KK gehen
auf Initiativen der CDU zurück. Diesen Weg wollen wir fortsetzen.

Wir Grünen unterstützen die Arbeit des Jugendparlaments (JuPa) aktiv, setzen uns für die
personelle und finanzielle Unterstützung der städtischen Jugendarbeit ein und überprüfen
immer mal wieder, ob die Angebote alle Jugendlichen erreichen. Wir sind begeistert von der
Nacht des Sports, wünschen uns aber noch mehr Aktivierung für Mädchen, queere Jugendliche
und auch Jugendliche mit Einschränkungen. Wir setzen uns aktiv für mehr Angebote ein, die
ohne Vereinsmitgliedschaft für alle angeboten werden können. Sport muss ein Angebot für alle
sein und darf nicht von der Unterstützung der Eltern abhängen. Wir wollen deshalb mehr
Angebote in den Schulen, auf AG-Basis. Auf dem IKEP oder an anderer Stelle sollten an einigen
Tagen mehrere Tischtennisplatten hingestellt werden oder mal ein Parcours für Roller oder
endlich eine coole Calisthenics-Anlage, die seit zwei Jahren von uns GRÜNEN gefordert wird.
Und: Vereinsmitgliedschaften wollen wir mit einfach zugänglichen Zuschüssen für alle
erschwinglich machen. Wir unterstützen Angebote ohne Verzehrzwang, das MONOPOL wollen
wir deshalb aufrechterhalten.

Die AfD unterstützt ausdrücklich mehr Angebote für Freizeit,Kultur und sportliche Aktivitäten
für jugendliche Menschen, sowie soziale Projekte. Wir setzen uns dafür ein, Jugendtreffs
dauerhaft zu erhalten und auch dauerhaft finanziell vernünftig auszustatten.Bei der Gestaltung
sollten auch die Jugendlichen ein Mitspracherecht bekommen. Wir möchten offene
Jugendräume erhalten und stärken-unabhängig davon,ob sie unmittelbar von der Stadt oder
freien Trägern betrieben werden.Offene Räume bieten Jugendlichen die Möglichkeit kreativ zu
sein oder auch eigene Projekte umzusetzen. Jugendliche brauchen attraktive Möglichkeiten um
ihre Freizeit sinnvoll zu verbringen und dazu gehören u.a. kreative
Werkstätten,Ferienprogramme und Jugendveranstaltungen.. Wir müssen Sportvereine
unterstützen , Sportstätten erhalten und sanieren,sofern dies finanziell möglich ist. Allen
Kindern muss unabhängig vom Geldbeutel der Eltern der Zugang zum Sport ermöglicht werden,
was auch für die Integration nützlich ist. Hier muss eine gute Kooperation zwischen Schulen
und Vereinen stattfinden. Wir wollen bei Jugendlichen nicht sparen, jedoch bei unnötigen
Ausgaben.

Die Linke spricht sich dafür aus, mehr in die Jugendarbeit zu investieren. Insbesondere in der
offenen Kinder- und Jugendarbeit sowie für die Präventionsarbeit ist es dringend erforderlich,
Personal aufzustocken. Die meisten der Jugendtreffs benötigen mehr finanzielle Mittel für eine
notwendige Modernisierung. Auch darüber hinaus wären weitere offene Jugendräume
wünschenswert, die gemeinsam mit den jungen Menschen gestaltet werden müssen. Wir
möchten den Bunker in der Walsroder Straße in einen Kulturbunker umwidmen. Und noch
konkreter: Vor einiger Zeit haben linke junge Parteimitglieder in Langenhagen die
Langenhagen.Antifa mitgegründet und suchen weitere Mitstreiter*innen. Die Linke steht für die
Förderung von Sport für alle Menschen unabhängig vom Geldbeutel. Sport macht nicht nur
Spaß und ist gut für die Gesundheit, sondern fördert auch die Solidarität und Integration. Das
gilt für Sport in Vereinen, wie auch für offene Sportveranstaltungen und beispielsweise
Mitternachtssport.

Jugendarbeit, der Begriff stört uns schon etwas. Hört sich immer an, als ob junge Menschen
repariert werden müssten. Wir unterstützen einfach das Leben der Jugendlichen vor Ort. Und
das darf nicht ohne die Jugendlichen selbst passieren. Geld für Projekte für junge Menschen -
sollte einfach so eingeplant sein. Wir gestalten Langenhagen gefühlt gerade ausschließlich für
alle Menschen Ü60, weil die Politik von alten Menschen für alte Menschen gemacht wird. Also,
mehr Macht für jugendliche Menschen - durch echte Mitspracherechte und mehr Geld - und
dann reden wir darüber und setzen um, was wirklich gebraucht wird!
Jugendtreffs müssen Orte sein, an denen man gerne ist und nicht das Gefühl hat, nur geduldet
zu werden oder dass es der Ort zur Aufbewahrung dient, damit man nicht im Stadtbild
rumhängt. Wie oft hat man als junger Mensch gehört: „Kinder müssen weg von der Straße.
Instrumente lernen, Sportverein hier, Nachhilfe da.“ Wie gesagt, zuhören, rausfinden was
gebraucht wird und dann gemeinsam umsetzen. Wir fördern alles, was gebraucht wird, wir
diktieren aber nicht was gebraucht wird. Und wer einfach mal nur Spaß haben möchte und
nicht gefördert werden will, hat auch ein Recht darauf, stattzufinden.
Wenn es das ist, was die jugendlichen Menschen wollen, werden wir das unterstützen. Aber ich
möchte nicht, dass Erwachsene entscheiden, was ihr braucht, einen Raum hinstellen und
anschließend erklären, wie ihr ihn benutzen sollt. Jugendräume sollten gemeinsam mit
Jugendlichen geplant und gestaltet werden. Und können und sollen sich auch kontinuierlich
weiterentwickeln, denn auch jedes Zuhause wird regelmäßig umgestaltet. Neue Ideen, schnelle
Umsetzung und eure Teilhabe daran – Ende der Geschichte.
Wir möchten zwar viele unterschiedliche Angebote: Sport, Kultur, Musik, Kreatives, Treffen und
einfach Orte zum Abhängen. Nicht alle Jugendlichen wollen Fußball spielen – und nicht alle
wollen überhaupt irgendwo „gefördert“ werden. Freizeit heißt Freizeit, weil man sie frei
gestaltet. Manchmal braucht man auch einfach einen Ort, an dem man mit Freunden sein kann.
Nicht jede Freizeitaktivität muss einen pädagogischen Mehrwert haben. Gute Laune reicht
manchmal. Wie schon gesagt, gemeinsam entscheiden und dann auch das Geld dafür
bereitstellen, dafür werden wir kämpfen.

Wir unterstützen die Jugendarbeit grundsätzlich, indem wir bisher jeden Zuschussantrag, das
heißt Anträge auf Unterstützung mit Geld und Personal, der für die Jugendarbeit gestellt wurde,
vollumfänglich befürwortet und dem zugestimmt haben.
Wir haben alle Anträge, die für Personal und Material zur Unterstützung der Jugendarbeit mit
Geldmitteln gestellt worden sind, immer unterstützt und halten diese Art von Jugendarbeit für
zwingend notwendig und sehen diese auch als Schutzraum für Kinder und Jugendliche an.
Selbstverständlich haben wir dies bisher getan und werden dies auch in der Zukunft tun. Die
Jugendräume wie das Café Monopol oder auch am IKEP liegen uns sehr am Herzen und so
werden wir die betreffenden Einrichtungen wieder untstützen, wenn diese dafür Anträge auf
Unterstützung stellen. Aktuell haben wir beantragt, die ganzen Defekte am IKEP reparieren zu
lassen. Dies soll am 18.08. entschieden werden.
Unser Bürgermeisterkandidat Andreas Eilers, hat dazu in Videos eine Menge an Vorstellungen,
aber auch umsetzbare Maßnahmen vorgestellt. Wir wollen in mehreren Bereichen in
Langenhagens Calisthenics-Räume bauen lassen. Gleichzeitig schwebt uns ein Bike-Park in
Kaltenweide und eine Art Mountainbike-Park in Langenhagen vor. Möglichkeiten dazu wären in
Godshorn oder Engelbostel.
Zusätzlich möchten wir Graffiti-Wände aufstellen und Workshops mit Profis organisieren.
Machen wir unsere Umgebung mit Grafitis schöner soll das Motto lauten.

2. Beteiligung und Mitbestimmung

1. Wie fördert Ihre Partei die Teilhabe von jungen
Menschen?
2. Wie steht Ihre Partei zu kostenfreien Angeboten
und Vergünstigungen für junge Menschen? Wie
möchte Ihre Partei dies unterstützen?
3. Wie möchte Ihre Partei die Mitbestimmung der
Einwohner*innen Langenhagens fördern, vor allem
die Mitbestimmung von jungen Menschen?

Mitbestimmung heißt für uns: mitreden, bevor entschieden ist. Das Jugendparlament soll echte
Mitsprache bekommen – mit Rederecht in den Gremien, eigenem Budget und einer festen
Ansprechperson in der Verwaltung. Wer etwas einbringt, muss auch eine Antwort bekommen.
Bei Projekten, die junge Menschen betreffen – Jugendräume, Spiel- und Sportplätze, Schulhöfe
–, wollen wir euch von Anfang an beteiligen, nicht erst zum Schluss.
Kostenfreie Angebote sind uns wichtig, weil das Geld der Eltern nicht darüber entscheiden darf,
wer mitmachen kann. Deshalb setzen wir uns für ein kostenloses Mittagessen an allen
Grundschulen ein. Auch bei Sport, Kultur und Ferienangeboten soll Teilnahme nicht am Geld
scheitern.
Für alle Einwohnerinnen und Einwohner gilt: früh informieren, verständlich erklären, Beteiligung
ernst nehmen – und nicht erst reden, wenn die Bagger rollen.

Jugendliche sollen ernst genommen und an Entscheidungen beteiligt werden. Gleichzeitig gilt:
Engagement lebt vom Mitmachen. Die Junge Union Langenhagen
(http://www.ju-langenhagen.de/) bietet dafür eine gute Möglichkeit, gemeinsam etwas zu
bewegen.
Freizeit, Sport und Kultur sollen für Kinder und Jugendliche möglichst zugänglich sein. Wo es
sinnvoll und finanzierbar ist, unterstützen wir kostenlose oder vergünstigte Angebote. Qualität
kostet allerdings auch: Daher unterstützen wir unsere Vereine und die dort tätigen
ehrenamtlichen Trainerinnen und Trainer.
Wir wollen echte Mitsprache. Jugendliche sollen erleben, dass aus ihren Ideen konkrete
Entscheidungen werden. Gemeinsam im Team macht das am meisten Spaß, zum Beispiel in der
Jungen Union Langenhagen.

Die Schüler*innen-Vertretungen und das Jugendparlament in Langenhagen sind ein erster
Schritt. Wir GRÜNEN fordern demokratische Strukturen der Mitbestimmung auch in den KiTas.
Kinder- und Jugendparlamente, die ihren eigenen Raum mitgestalten. Wichtig ist eine
Berücksichtigung im Jugendhilfeausschuss. Es benötigt noch mehr Werbung für das JuPa.
Aktionstage in allen Schulen, um das JuPa vorzustellen, auch Freizeiten oder Fahrten in den
Landtag oder Bundestag sollen angeboten werden.
Wir GRÜNE haben stets den Fokus auf junge Menschen und soziale Gerechtigkeit. Der
ermäßigte Eintritt in der Wasserwelt muss bleiben, in unseren Erholungsgebieten wie dem
Stadtpark, Brinker Park und Silbersee muss es Angebote für die Jugendlichen geben.
Wettbewerbe wie für Poetry-Slams wollen wir nach Langenhagen holen. Wir GRÜNEN fordern
das kostenfreie ÖPNV-Schüler*innenticket für Bus und Bahn, auch wenn die Schüler*innen
innerhalb der 2km-Grenze von der Schule wohnen. Diese Grenze empfinden wir als ungerecht
und sie sollte daher abgeschafft werden. Das wird Familien und Jugendliche eine bessere
Flexibilität geben.

Wir möchten junge Menschen mitentscheiden lassen und das Jugendparlament stärken.Dazu
gehören regelmäßige Gespräche zwischen Jugendparlament, Bürgermeister,Verwaltung und
Rat. Einbeziehungen bei Jugendtreffs,Sportplätzen und anderen Veranstaltungen. Aufgrund der
Haushaltslage können wir nichts versprechen. Allerdings dürfen Kosten kein Grund sein, warum
ein Kind oder Jugendlicher in Langenhagen von Freizeit oder Sport ausgeschlossen wird. Die
Mitbestimmung muss transparenter werden durch z.B. digitale Bürgerbeteiligung, sowie
öffentliche Vorstellungen größerer Bau- und Investitionsprojekte. Jugendliche müssen nicht erst
18 sein, damit ihre Meinung zählt.Optimal wäre es, wenn das Jugendparlament im Rat
stimmberechtigt wäre.Wir wollen junge Menschen nicht bevormunden, sondern ihnen
Verantwortung übergeben.

Damit alle Kinder und Jugendlichen an der Gesellschaft teilhaben und ein selbstbestimmtes
Leben führen können, fordert DIE LINKE bundesweit die Aufnahme der Rechte von Kindern und
Jugendlichen ins Grundgesetz, mehr Möglichkeiten der direkten Mitbestimmung für Kinder und
Jugendliche in ihrem Lebensumfeld, sowie eine Kindergrundsicherung, die alle Kinder und
Jugendlichen vor Armut schützt und ihnen gesellschaftliche Teilhabe eröffnet.
Die Linke spricht sich für freie Fahrt für alle unter 18 Jahren in öffentlichen Verkehrsmitteln aus
– nicht nur zur Schule, sondern auch im Freizeitbereich. Besser Öffis nutzen statt das Elterntaxi,
für eine Mobilitätswende und für den Klimaschutz.
Und ganz konkret hat Die Linke in Langenhagen auf Anregung des Jugendparlamentes einen
Antrag in den Rat Langenhagen eingebracht, der dafür gesorgt hat, dass in den Schulen und
den Einrichtungen der offenen Kinder-und Jugendarbeit (hoffentlich wirklich überall) kostenlose
Menstruationsartikel zur Verfügung stehen.

Indem wir ihnen nicht nur zuhören, sondern ihnen auch Entscheidungsfreiheit geben. Wir
wollen nicht Politik für jugendliche Menschen machen, wir wollen mit jungen Menschen Politik
machen. Mehr Macht für Jugendliche über verschiedene Schul-/ Jugendparlamente, die in Echt
Einfluss auf den Stadtrat haben. Aber auch die Kinder, die nicht im Politik-Leistungskurs sind,
sollen Zugang haben. Mitbestimmung ohne echte Macht über Entscheidungen und Geld - ist
nur Demokratie-Deko.
Das ist ein Thema, welches wir mit aller Kraft angehen werden. Ständig wird erzählt, dass jedes
Kind Möglichkeiten hat teilzunehmen und auch Kinder aus Familien mit wenig Geld - genug
Mittel hätten, damit sie am Leben teilnehmen können. Das ist aus unserer Sicht ein großes
Märchen. Kostenloses Mittagessen und wirkliche Teilhabe an Sport, Kultur, Freizeitgestaltung.
Davon sind wir noch weit weg. Wir setzen uns für mehr kostenlose oder mindestens
vergünstigte Angebote ein.
Das „I“ in Die PARTEI steht für basisdemokratische Initiative. Das heißt, neben den erwähnten
Parlamenten für Kinder und Jugendliche, die Einfluss auf den Rat und Macht über tatsächliche
Investitionen (Geldmittel) haben sollen, werden wir einen Bürgerrat antreiben. Hier sollen
Menschen ohne große Schwierigkeiten Ideen einbringen können, mehr Rederechte als im Rat
haben, so dass daraus Anträge für den Rat werden können. Beteiligung muss früh und mit
vielen verschiedenen Ideen anfangen/ gelebt werden und sie muss wirklich etwas bewirken. Wir
möchten deshalb mehr direkte Beteiligung und feste Strukturen für Kinder und Jugendliche-
aber auch alle dazwischen und außerhalb. Und wir haben keine Angst davor, Menschen Macht
zu geben. Im Gegenteil. Wenn Demokratie funktionieren soll, müssen wir Macht und
Verantwortung auch teilen.

Wir haben das Jugendparlament mitbeschlossen und uns auch für das eigene Budget des
Jugendparlaments eingesetzt und werden das Jugendparlament auch weiterhin vollumfänglich
unterstützen. Wir sind überzeugt, nur die Jugend weiß, was sie benötigt, und kein anderer.
Diese Frage ist nicht so leicht zu beantworten, denn es gibt natürlich viele Angebote. Sei es
günstiger Eintritt in der Wasserwelt oder günstiger Zugang zur Stadtbibliothek. Zusätzlich gibt
es seitens der Stadt Langenhagen das Ferienangebot, welches ebenfalls schon vergünstigt
angeboten wird. Auch die Musikschule bekommt eine Förderung, damit junge Menschen sich
die Ausbildung an einem Instrument leisten können. Für weitere Vorschläge sind wir jedoch
jederzeit empfänglich und freuen uns auf Vorschläge.
Kostenloses Mittagessen wäre für alle Kinder in Langenhagen an den Schulen, wäre ein Traum,
übersteigt aber die Möglichkeiten unserer Stadt. Es ist aber ein Ziel, das wir verfolgen.
Unser Bürgermeisterkandidat Andreas Eilers hat in seinen Videos auch viele Jugendliche
angesprochen. Unfassbar viele Jugendliche melden sich bei ihm über sein Sorgentelefon und
teilen ihm mit, was sie sich wünschen. Einige Vorschläge wie der Bike-Park etc., die wir
umsetzen wollen, stammen genau von diesen Jugendlichen. Direkte Ansprechpartner sind für
uns dafür entscheidend. Die Jugend soll direkten Kontakt zu den Verantwortlichen haben und es
dürfen keine Hemmschwellen bestehen.
Dazu werden wir auch in Zukunft das Jugendparlament stärken und dafür werben.

3. Schule und Bildung

1. Was sind Ihre Ziele in Bezug auf die Ausstattung
der Schulen und in Bezug auf die Schulgebäude in
Langenhagen?
2. Was sind Ihre Pläne für die Schulen? Wie steht
Ihre Partei dazu, die Schulen später, z. B. um 9 Uhr,
beginnen zu lassen? Würde Ihre Partei die Schulen
bei der Umsetzung, z. B. in Form von
Fahrplanänderungen der Öffis, unterstützen?
3. Wie steht Ihre Partei dazu, eine Berufsschule in
Langenhagen zu errichten?
4. Was tut ihre Partei, um Angehörige der
LGBTQIA+-Community im Schulalltag zu
unterstützen?

Schule muss ein Ort sein, an dem man gerne lernt. Unsere Priorität ist der Neubau der IGS
Langenhagen. Die anderen Schulen wollen wir schneller sanieren und modern ausstatten –
digital, mit guten Toiletten und Räumen, in denen man sich wohlfühlt. Dazu gehört kostenloses
Mittagessen an allen Grundschulen.
Späterer Schulbeginn: Wir finden die Idee gut, denn ausgeschlafen lernt es sich besser.
Entscheiden müssen das aber die Schulen selbst – die Stadt kann das nicht vorschreiben. Wenn
eine Schule das will, unterstützen wir sie und setzen uns bei Region und Verkehrsbetrieben
dafür ein, dass Busse und Bahnen dazu passen.
Berufsschule: Für Berufsschulen ist die Region Hannover zuständig, nicht die Stadt. Wir
unterstützen aber jeden Weg, der Azubis lange Fahrten erspart.
Und: Schule muss für alle sicher sein, auch für queere Jugendliche. Dafür brauchen wir mehr
Schulsozialarbeit und eine klare Haltung gegen Mobbing und Diskriminierung.

Unsere Schulen müssen modern, sicher und gut ausgestattet sein. Dazu gehören
funktionierende Gebäude, digitale Ausstattung und gute Lernbedingungen. Die CDU setzt sich
dafür seit Jahren ein. Zuletzt haben wir den Neubau der Grundschule Krähenwinkel
beschlossen. Auch die anderen Schulneubauten in unserer Stadt sind mit Unterstützung und
teils auf Initiative der CDU entstanden.
Wir wollen Sanierungen und Neubauten weiterhin konsequent voranbringen, auch gegen
Widerstände anderer Parteien. Familien sollen beim Ganztag Wahlfreiheit haben. Die
Ganztagsbetreuung soll qualitativ auf Hort-Niveau stattfinden.
Davon halten wir wenig. Ein geregelter Tagesablauf ist wichtig für eine erfolgreiche Schulzeit.
Statt den Schulbeginn nach hinten zu verschieben, wollen wir die tatsächlichen Probleme beim
Lernen angehen, die teilweise bereits im Elternhaus entstehen.
Ja, wenn sie nötig sind. Gerade im Winter sind überfüllte Busse ein Thema. Wir wollen mit dem
Anbieter Lösungen finden. Sichere Schulwege sind für uns unverzichtbar.
Jeder Mensch soll sich an unseren Schulen sicher und respektiert fühlen. Wir stehen für
Toleranz und ein friedliches Miteinander und wenden uns gegen Ausgrenzung und
Diskriminierung. Wir wollen, dass alle Kinder und Jugendlichen gerne und sicher zur Schule
gehen.

Wir GRÜNEN setzen uns für eine moderne, digitale und klimagerechte Ausstattung der Schulen
in Langenhagen ein. Zu dieser Ausstattung gehören Whiteboards, die funktionieren, iPads, die
instandgesetzt werden und ein Klassenzimmer, das keine 35 Grad Hitze hat sowie
Wasserspender, die kostenlos Wasser geben. Auch Schulhöfe, die Schatten haben und die
Möglichkeit zu entspannen und sich zu bewegen. Wir spüren alle den Klimawandel und müssen
uns mit unserem Alltag und unserer Umgebung daran anpassen. Daher taugt ein betonierter
Schulhof nicht für die Zukunft.
Die Unterrichtszeiten der Schulen werden von den Schulen selbst gestaltet. Sie müssen sich
daran orientieren, wann die Schüler*innen am besten lernen können. Sollten sich die Zeiten des
Unterrichts ändern, muss sich natürlich auch der Busverkehr danach richten.
Langenhagen hat mit der Schule für Erzieher*innen bereits einen guten Anfang gemacht, um
kurze Wege zwischen Theorie und Praxis zu schaffen. Eine weitere Berufsschule in
Langenhagen begrüßen wir sehr.
Wir setzen uns für die LGBTQIA+-Community ein, bekämpfen Diskriminierung und schaffen
sichere Räume, damit jede*r angstfrei lernen kann. Die Einrichtung von Awareness-Teams an
Schulen wollen wir unterstützen.

Alle Schulen müssen ordentlich ausgestattet sein-und zwar nicht nur auf dem Papier.Wir
brauchen saubere, sichere und moderne Schulgebäude, funktionierende Sanitäranlagen,
zeitgemäße Fachräume und eine digitale Ausstattung. Wir brauchen eine verlässliche
Bildungsinfrastruktur in Langenhagen und die Rahmenbedingungen, das beinhaltet vernünftige
Räume, Hausaufgabenbetreuung und Freizeitangebote. Einen späteren Schulbeginn halten wir
grundsätzlich für prüfenswert und würden einen Modellversuch an einzelnen Schulen
unterstützen. Wenn ein konkreter Bedarf besteht und die Finanzierung nachvollziehbar ist,
würden wir den öffentlichen Nahverkehr unterstützen.
Zu einer Berufsschule in Langenhagen benötigen wir erstmal eine Bedarfsanalyse, zumal
Langenhagen eine Außenstelle der BBS - Neustadt am Ada- Lessing -Platz hat. Bei LGBTQ -
Jugendlichen gilt für uns ganz klar : Jeder junge Mensch muss respektiert werden. Mobbing,
Gewalt und Ausgrenzungen akzeptieren wir nicht.

Bildung ist der Schlüssel zur Emanzipation und muss für Alle zugänglich sein – unabhängig vom
Geldbeutel der Eltern. DIE LINKE kämpft für ein Bildungswesen, das nicht aussortiert, sondern
alle fördert und zu gesellschaftlicher Teilhabe befähigt. Dafür werden gut ausgestattete
Schulen und sanierte Schulgebäude benötigt. In Langenhagen sind wir auf dem richtigen Weg,
aber leider viel zu langsam.
Schulbeginn 9 Uhr? Sehr gern! Wir sind für eine Schule mit offenem Anfang und einem späteren
Beginn, mit allem was dazugehört.
In Langenhagen gibt es bereits die Fachschule für Sozialpädagogik. Sollte es Bestrebungen der
Region geben, neue Berufsschulstandorte zu suchen, ist Langenhagen bestimmt eine gute
Wahl.
Die Linke steht klar an der Seite aller, die von Diskriminierung aufgrund ihrer sexuellen
Orientierung oder ihrer Geschlechtlichkeit betroffen sind. Wir stehen für die Stärkung von
LGBTQIA+-freundlicher Jugendarbeit ein und positionieren uns auch weltweit gegen die
Verfolgung von LGBTQIA+.

Schulen müssen Orte sein, an denen man gut lernen kann und sich nicht jeden Morgen fragt,
was heute wieder kaputt ist. Schule soll richtig Spaß machen. Irre, oder? Aber auch wenn alle
Schulen ganz toll neu gebaut sind, müssen wir uns mal über das - was in den Schulen abgeht -
unterhalten. Da sich bisher leider nicht vor dem Bau der Schulen mit neuen Ideen zum Thema
„Wie geht Schule mit Spaß“ auseinandergesetzt wurde, weil das ja nur die Schulen allein
entscheiden dürfen, finden wir schlecht. Wie kann es sein, dass Schulen, Rat und Verwaltung
nicht wenigstens darüber reden, wie man Schule besser machen kann? Das wollen wir in
Zukunft anders machen. Schule in Langenhagen ist kaputt und das liegt nicht nur an den
Gebäuden. Wir haben nicht umsonst die meisten Jugendlichen, die die Schule abbrechen. Das
kann nicht nur mit neuen Schulen geändert werden.
Das solche Versuche gehen, zeigt nicht nur die Alemannschule in Wutöschingen
https://asw-wutoeschingen.de/ sondern auch Sachsen Anhalt:
https://bildungsklick.de/schule/detail/sachsen-anhalt-flexible-lernmodelle
Späterer oder flexibler Schulbeginn? Das wäre grandios. Wir würden das feiern. Gleitzeit in
Schulen, verbunden mit Onlineunterricht / neuen Lernmodellen und somit flexibler Gestaltung.
Die Kinder und Jugendlichen wie kleine Soldaten in Rollen zu zwängen, in denen sie im
Gleichschritt lernen. Das Zeitalter ist aus unserer Sicht vorbei. Verantwortung tragen, Respekt,
Toleranz und Bildung, sind durch neue Konzepte nicht abgemeldet, sondern erst recht an der
Tagesordnung. Aber wie wäre es, wenn Schule Spaß macht, flexibel ist und die Kinder wirklich
auf das Leben vorbereitet?
Und egal was dafür geändert werden muss, alles, was in unserer Macht liegt, werden wir dafür
tun.
Das solche Versuche gehen, zeigt nicht nur die Alemannschule in Wutöschingen
https://asw-wutoeschingen.de/ sondern auch Sachsen Anhalt:
https://bildungsklick.de/schule/detail/sachsen-anhalt-flexible-lernmodelle
Vielen Dank für die Frage, wir beantworten mal eine andere: Die speziellen Fragen, ob wir eine
Berufsschule, noch ein IKEP / Monopol unterstützen, halten wir für irreführend.
Wenn wir als Politik allein festlegen, was es braucht, und setzen es um, ist es der Politikstil der
vergangenen Jahrzehnte. Fanden wir nicht so gut, wollen wir ändern! Wir setzen auf Beteiligung
(siehe auch die Antworten dazu) und tatsächlicher Planung und das heißt, egal was es braucht -
wir müssen sehen, dass wir das hinbekommen, wenn es denn gebraucht wird. Das kann in
Etappen, abgeänderten Formen (falls das Geld nicht sofort da ist, aber eine Lösung gebraucht
wird) oder wie auch immer- geschehen. Wichtig ist doch, dass nicht wir als Politik so eingebildet
sind, dass wir allein den Bedarf festlegen. Einfach mal nicht an den Menschen vorbeiregieren,
sondern gemeinsam machen!
Respekt ist für uns keine Sonderregelung, sondern Hausordnung. Und die Hausordnung gilt
über die Schulen hinaus. Und wir fordern Grundrespekt! Deshalb müssen wir generell und viel
breiter gedacht, an die Sache herangehen. Es reicht auch nicht, wenn wir einmal im Jahr eine
Veranstaltung zum Thema Freiheit, Demokratie und Liebe veranstalten. Der Respekt und die
Normalität wachsen aus dem täglichen Umgang. Niemand sollte Angst haben müssen, wegen
der eigenen Identität oder Sexualität ausgelacht, ausgeschlossen oder angegriffen zu werden.
Dafür braucht es Aufklärung von Anfang an, Ansprechpersonen und eine klare Haltung gegen
Diskriminierung. Das geht über die frühkindliche Bildung, über alle Schulsysteme und
Jugendeinrichtungen, Sportvereine usw. – Toleranz lernt man nicht, man lebt sie.

Die Sanierung sowie der Neubau der Schulen haben für uns oberste Priorität. Seit Jahren
bemängeln wir, die schleppende Umsetzung der notwendigen Baumaßnahmen. Wir werden
nicht nachlassen, im neuen Rat den Bau der Schulen schneller voranzutreiben. Dazu zählt auch
die unverzügliche Umsetzung der benötigten Ausstattung der Schulen wie Smart- oder
Activeboards, Beamer, iPads etc.
Die WAL war es, die die Anschaffung von Apple-Produkten gefordert und dann auch den Rat
überzeugt hat, dass keine Microsoft-Geräte für die Schulen angeschafft werden, wenn diese es
wollen.
Grundsätzlich steht das methodisch-didaktische Konzept also der Schulablauf in der
Verantwortung der Schulen. Wie der Unterricht einschließlich Beginn und Ende der Schulzeit
gestaltet wird, entscheidet daher die Schule selbst. Wir unterstützen jedoch jede Form von
Erneuerung unter Berücksichtigung moderner Untersuchungen. In den skandinavischen
Ländern sind spätere Anfangszeiten weitverbreitet und passen sich dem Biorhythmus der
Heranwachsenden an. Dies würden wir ebenfalls sofort unterstützen, und dazu gehört dann
auch, die notwendigen Fahrplanänderungen bei der Region durchzusetzen.
Bisher müssen viele Schüler, die den Schulabschluss bestanden haben, als Beispiele nach
Hannover oder auch nach Neustadt zur Berufsschule pendeln. Wir könnten uns eine eigene
Berufsschule in Langenhagen sehr gut vorstellen. Was jedoch sehr schwierig wird, da die
Verantwortung nicht bei uns, sondern bei der Region liegt. Wir haben es jedoch geschafft, eine
Kooperationsvereinbarung mit der Berufsschule in Neustadt am Rübenberge abzuschließen und
eine Außenstelle für die Erzieherausbildung in Langenhagen herzubekommen. Wir werden
daran arbeiten, dass weitere Berufsschulen wie z.B. Wirtschaft und Handel eine Außenstelle in
Langenhagen betreiben.
Alles, was in der Schule passiert, ist Aufgabe des Landes. Die Stadt Langenhagen stellt als
Kommune nur die notwendige Infrastruktur. Wir haben also wenig Einfluss auf den Lehrplan
oder die Gestaltung des Unterrichts. Wir haben es aber in der Hand, bei Schulneubauten z. B.
gendergerechte Toiletten zu planen und zur Verfügung zu stellen. Weiter wollen wir auch die
möglichen Meldestrukturen bei Rassismus in Zusammenarbeit mit den Schulen überprüfen und
das Angebot ausbauen und verbessern. Wir sind mit unserer Forderung, dass jede Schule
eigene Schulsozialarbeiter immer vor Ort hat und auch Vertrauenslehrkräfte für queere
Jugendliche vorhanden sind, auf einem guten Weg.
Wir müssen weg von einem Schulsozialarbeiter-Pool, wo die Mitarbeiter mehrere Schulen
betreuen. So funktioniert der Aufbau eines Vertrauensverhältnisses nicht.

4. Umwelt und Stadtentwicklung

1. Was sind Ihre Pläne für Langenhagen in Bezug
auf Umwelt-, Natur- und Tierschutz?
2. Hat Ihre Partei Pläne für das alte Freibad in
Godshorn?
3. Setzt sich Ihre Partei für rauchfreie Räume ein?

Wir wollen mehr Stadtgrün, mehr Bäume und geschützte Naturflächen. Erneuerbare Energien
bauen wir aus. Beim Fluglärm setzen wir uns weiter für Entlastung ein. Tierschutz gehört dazu:
Wir unterstützen die Arbeit von Tierheim und Tierschutzvereinen.
Altes Freibad Godshorn: Ja, wir haben Pläne. Das Gelände soll entwickelt werden – zu einem
lebendigen Treffpunkt mit Wohnraum, Grünflächen und Platz zum Aufhalten. Ehrlich gesagt: Ein
reiner Bürgerpark war finanziell nicht machbar. Es wird also eine Mischung – aber mit Grün und
mit Orten, an denen man sich treffen kann.
Rauchfreie Räume: Ja, dafür setzen wir uns ein. Wo Kinder und Jugendliche sind – Spielplätze,
Sportplätze, Schulen, Jugendtreffs –, soll niemand Qualm abbekommen. Das richtet sich nicht
gegen Rauchende, sondern schützt alle, die mitatmen müssen.

Wir wollen Natur und Lebensräume erhalten und unsere Stadt sinnvoll weiterentwickeln. Dazu
gehören mehr Grün, ein verantwortungsvoller Umgang mit Flächen und Maßnahmen zur
Klimaanpassung, etwa mehr Verschattung. Umwelt und Wirtschaft dürfen nicht gegeneinander
ausgespielt werden.
Wir wollen zunächst prüfen, ob sich ein Investor für Wohnungsbau findet. Falls nicht, sind wir
offen für andere Ideen, etwa Naherholung und Freizeit. Klar ist: Der Schandfleck muss
verschwinden und die jahrelange Diskussion endlich beendet werden.
Wo Kinder und Jugendliche geschützt werden müssen, ist für uns klar: Rauchfreie Räume und
konsequenter Nichtraucherschutz sind wichtig. Bei konkreten Hinweisen schauen wir uns das
an. Meldet Euch gerne bei info@cdu-langenhagen.de.

Wir GRÜNEN setzen auf die Klimaneutralität für Langenhagen bis 2035. Das ist ein hohes Ziel,
aber möglich. Dazu fordern wir deutlich mehr Entsiegelung von Flächen sowie die
Renaturierung der Wietze zusammen mit Isernhagen, damit auch Starkregen besser versickern
kann. Und wir verbessern den Lebensraum für frei lebende Tiere. Wir brauchen dringend mehr
Bäume an den Straßen, Trinkwasserspender auf öffentlichen Plätzen und weniger Plastik in
unserer Natur. Mehrwegsysteme müssen stärker unterstützt werden und ja - Kippen in der
Natur und auf den Straßen sind ein großes Problem. Unser Trinkwasser wird damit vergiftet und
wir müssen alle gemeinsam darauf achten, dass Kippen in einen Aschenbecher gehören und
nicht auf die Erde. Jeder Mülleimer in Langenhagen muss einen Kippenschacht haben, auch an
Haltestellen und Bahnhöfen.
Die Stadt bietet das Gelände des alten Schwimmbades in Godshorn Investoren zum Kauf an,
um hier neue Wohnungen entstehen zu lassen. Wir GRÜNEN haben uns dafür eingesetzt, dass
dabei auch ein hoher Anteil für Naherholung berücksichtigt wird.

Umweltschutz beginnt für mich vor der eigenen Haustür. Wir müssen unsere Grünflächen,
Bäume, Gewässer und Naherholungsgebiete pflegen und erhalten. Vermüllung konsequenter
bekämpfen und Lebensräume für heimische Tiere erhalten. Gerade der Silbersee ist ein gutes
Beispiel dafür. Das Gebiet bietet Lebensraum für Wasservögel und andere Tiere und ist
gleichzeitig ein Naherholungsgebiet. Das ehemalige Freibad Godshorn darf kein Schandfleck in
Langenhagen bleiben und wir haben dazu auch einen konkreten Antrag gestellt. Eine
vollständige Wiederherstellung des alten Freibades würden wir von der AfD bevorzugen, aber
nicht versprechen, ohne vorher die tatsächlichen Sanierungs -und Betriebskosten zu kennen.
Das wäre angesichts der Haushaltslage unseriös. Rauchfreie Räume nur in Parks, Spielplätzen,
Bolzplätzen und auf Bänken.

Ein Schwerpunkt der Linken ist Umwelt- und Klimaschutz. Wir wollen, dass die vielen
zubetonierten Flächen in Langenhagen entsiegelt werden und mehr für den Hitzeschutz im
Stadtbereich getan wird. Wir haben erfolgreich dafür gekämpft, dass Langenhagen ab 2035
klimaneutral sein soll und drängen darauf, dass das auch erreicht wird.
Das Gelände des Bades in Godshorn liegt schon viel zu lange brach. Pläne zur Freizeitnutzung
wurden immer wieder verschoben, derzeit ist eine Wohnbebauung in der Planung. Die Linke
versteht, dass die finanzielle Entwicklung der Stadt Langenhagen eine Entscheidung in
Richtung eines Freizeitangebotes schwer macht, würde aber entsprechende Initiativen der
Einwohner*innen unterstützen.
Nichtraucherschutzgesetze haben zur Einführung von Rauchverboten in Schulen und
Kindergärten sowie zur Schaffung anderer rauchfreier Zonen geführt. Das sollte auch für
andere Produkte wie E-Zigaretten und erhitzte Tabakprodukte (HTPs) gelten. Und: Jeder
rauchfreie Raum mehr ist zu begrüßen.

Schon in der Vergangenheit haben wir uns stark für ein gemeinwohlorientiertes Langenhagen
und ebenso aufgestellte Unternehmen eingesetzt. Die Wirtschaft dient dem Menschen und darf
seine Lebensgrundlage nicht zerstören. Das haben immer noch nicht alle begriffen. Die
aktuellen Entscheidungen gehen in die Richtung: „Planeten haben wir viele, unsere Wirtschaft
gibt es nur einmal“. Wir müssen die Stadt so bauen, dass Menschen, Natur und auch die
Wirtschaft zusammen arbeiten und leben. Wir müssen uns nicht zwischen Lebensqualität, Natur
und Fortschritt entscheiden. Das geht zusammen. Genau so wie die verschiedenen Ansätze von
Mobilität. Es muss alles gemeinsam und Hand in Hand arbeiten, das bisherige Gegeneinander
ausspielen ist aus unserer Sicht sehr, sehr, sehr dumm und hilft nicht. Mehr Infos zur
Gemeinwohlökonomie und auch zum Autor des Buches:
https://www.deutschlandfunk.de/gemeinwohl-oekonomie-100.html#e
Wir verstehen die Diskussion nicht. Wir wollen ein neues Freibad - in Godshorn. Ende der
Geschichte.
Das wäre doch schön, oder?
Absolut. Als Kommune haben wir viele Möglichkeiten (Achtung: Verwaltungsdinge: bei
Hausrechten/ Sondernutzungsrechten und öffentlichen Räumen). Das alles bringt aber nix,
wenn wir nicht gleichzeitig auch die Einhaltung dieser Rauchverbote prüfen. Aber auch hier gilt,
Verbote sind ja gut, aber wenn wir durch sehr gute Projekte den Raucheinstieg verhindern
könnten oder den Rauchausstieg erleichtern können, wäre das natürlich noch viel besser, für
uns alle. Uns ist aber wichtig, dass wir nicht nur Verbote aufstellen, sondern auch gute
Lösungen schaffen. Wir können sogar beides: Gesundheit schützen und trotzdem miteinander
reden.

Wir haben gemeinsam mit den Grünen das 1000-Bäume-Programm für Langenhagen
beschlossen. Dazu hat unser Bürgermeisterkandidat Andreas Eilers auch ein Video gemacht.
Wir werden eine Kühlkarte in Langenhagen analog zur Stadt Hannover umsetzen. Kühle Plätze
sollen leichter auffindbar und erkennbar sein. Dazu wollen wir auch mehr Trinkwasserbrunnen
in der Stadt bauen. Wir werden den Ausbau von Balkonkraftwerken vorantreiben. Unser Ziel ist,
dass jeder Haushalt in Langenhagen ein Balkonkraftwerk betreibt, wo es möglich ist. Dies senkt
die Stromkosten um 1/4 und schont schon die Umwelt. Zusätzlich wird es mit uns endlich eine
Solaranlagen-Ausbau-Initiative geben. Hier hängen wir sehr weit zurück und haben schon viel
Zeit verloren.
Auf dem ehemaligen Freibadgelände hat der Rat der Stadt Langenhagen Wohnungsbau
beschlossen. Hier soll fehlender Wohnraum entstehen. Ob dies wirklich gelingt und ob ein
Investor bei den derzeitigen Vorgaben gefunden wird, wird sich zeigen. Wie oben in einer
Antwort schon beschrieben, können wir uns dort aber auch sehr gut einen Bike-Park inklusive
Pumptracks und Trails vorstellen und umsetzen.
Wir wünschen uns grundsätzlich, dass zum Schutz der Gesundheit jedes Einzelnen das Rauchen
überhaupt kein Thema mehr ist. Die reale Situation sieht jedoch leider anders aus, auch wenn
die Raucherzahlen rückgängig sind. Uns fällt auf, dass Rauchverbote in Räumen oder
Einrichtungen mit Vapes immer häufiger umgangen werden. Wir werden uns dem
entgegenstellen und dieses mit allen uns zur Verfügung stehenden Möglichkeiten unterbinden.
Sollte es weitere Räume geben, in denen die Rauchfreiheit garantiert werden muss, werden wir
diese zum Schutz der Gesundheit auch umsetzen.

5. Soziales

1. Wie engagiert sich Ihre Partei für obdachlose und
arbeitslose Menschen in Langenhagen?

Niemand soll in Langenhagen durchs Raster fallen.
Wohnungslosigkeit fängt meistens damit an, dass Wohnen zu teuer wird. Unser wichtigster
Hebel ist deshalb bezahlbarer Wohnraum: mehr geförderter und städtischer Wohnungsbau und
Mieten, die man sich leisten kann – auch als junger Mensch, Azubi oder Studentin.
Wer trotzdem in Not gerät, braucht schnelle und unbürokratische Hilfe und Menschen, die
zuhören, statt an die nächste Stelle weiterzuverweisen. Wir wollen die Beratungs- und
Hilfsangebote in der Stadt sichern und eng mit Region Hannover, Wohlfahrtsverbänden und
Ehrenamt zusammenarbeiten. Unsere Gemeinwesen- und Familienzentren in den Stadtteilen
sind dafür wichtige Orte: offen für alle und nah dran.
Und für Menschen ohne Arbeit gilt: Am besten hilft ein Job, von dem man leben kann. Dafür
setzen wir auf gute Arbeitsplätze vor Ort, Ausbildungsplätze und Weiterbildung.

Niemand soll in Langenhagen vergessen werden. Wir wollen konkrete Hilfen und Wege zurück
in ein selbstbestimmtes Leben. Arbeit muss sich lohnen. Deshalb wollen wir gute Arbeits- und
Ausbildungsplätze nach Langenhagen holen.

Wir GRÜNEN finden: jede Person hat ein Recht auf ein sicheres Zuhause. Wir setzen uns für
niedrigschwellige Hilfen, besonders für Frauen und Familien ein und unterstützen das Projekt
„Housing First“ in Langenhagen. Damit wollen wir Obdachlosen wieder ein Zuhause geben.
Bezahlbarer Wohnraum ist auch in Langenhagen ein wichtiges Thema. Wir wollen mit stärkeren
Regeln Wohnungen davor schützen, zu Büros oder Ferienwohnungen umgewandelt zu werden.
Gegen Mietwucher auf dem Wohnungsmarkt hilft der neue Mietspiegel, den wir beschlossen
haben. Wir sehen aber auch in den gestiegenen Energiekosten eine große Belastung und
fordern finanzielle Unterstützung für Balkon-Solar-Anlagen für Mieter*innen, damit jede*r zur
eigenen Stromversorgung beitragen kann. Unser Ziel in Langenhagen ist eine Gemeinschaft,
ein Gemeinwesen, das niemanden allein lässt, unabhängig vom Geldbeutel.

Wer in Langenhagen auf der Straße lebt oder seine Wohnung zu verlieren droht, darf sich nicht
selbst überlassen werden. Da müssen wir helfen und dafür sorgen, dass aus einer
vorübergehenden Krise keine dauerhafte Obdachlosigkeit wird. Wir brauchen die Förderung
von Unternehmen und Arbeitsplätzen. Für uns gilt: Soziales stärken, bezahlbaren Wohnraum
schaffen und gleichzeitig Wirtschaft und Arbeitsplätze fördern. Unser Ziel darf nicht sein
Menschen dauerhaft von Sozialleistungen abhängig zu machen. Unser Ziel muss sein,
Menschen wieder in Arbeit zu bringen.

Bei Obdachlosigkeit gilt für die Linke: „Housing first“. Als Erstes und Wichtigstes benötigt eine
obdachlose Familie oder Person eine stabile Unterkunft, da die Sicherheit und Stabilität einer
eigenen Wohnung die Grundlage für alles Weitere darstellt. Wer einmal wohnungslos geworden
ist, hat auf angespannten Wohnungsmärkten kaum eine Chance, eine neue Wohnung zu finden.
Wer keine Erwerbsarbeit und kein ausreichendes Einkommen hat, ist in der heutigen
Gesellschaft von sozialer Ausgrenzung bedroht. Jeder erwerbsfähige Mensch muss die
Möglichkeit haben, eine seinen Wünschen und Qualifikationen entsprechende Erwerbsarbeit
aufzunehmen. Wir wollen nicht irgendwelche, sondern „Gute Arbeit“. Das heißt gute Löhne,
Mitbestimmung und einen sicheren Arbeitsplatz, der nicht krank macht. Die soziale
Absicherung im Fall von Arbeitslosigkeit muss verbessert werden. Auch Menschen, die
erwerbslos sind, müssen durch eine ausreichende materielle Absicherung am gesellschaftlichen
Leben teilhaben können.

Für uns darf niemand einfach aus dem Blick verschwinden, nur weil das Leben gerade nicht so
richtig funktioniert. Wir haben uns für das Housing First Projekt in der Stadt Langenhagen
eingesetzt und gemeinsam mit der Verwaltung konnten wir den Rat auch davon überzeugen,
dass das ein gutes Konzept ist. Es geht darum, Teilhabe und Hilfen in jeder Lebenslage, ohne
100 Formulare, sicherzustellen. Wir sind gegen menschenfeindliche Architektur, wir sind für
den Menschen, indem frühzeitig geholfen wird. Verlierst du deine Wohnung? Melde dich, wir
helfen dir. Hast du deine Wohnung verloren? Melde dich, wir finden eine Lösung. Wir brauchen
erreichbare Hilfe, Unterstützung bei Wohnung und Arbeit und vor allem Angebote, die
Menschen wieder Möglichkeiten geben. Menschen sind keine Akten, die man irgendwo ablegen
kann. Und gerade als Stadt sollten wir uns fragen, was wir konkret tun können – nicht nur,
welches Amt zuständig ist.

Ein wichtiger Baustein ist, dass wir bezahlbaren Wohnraum schaffen. Unser Ansatz ist Housing
First und danach die Chancen im Arbeitsmarkt durch gezielte Aus- und Weiterbildung sowie
unbürokratische finanzielle und soziale Hilfen zu eröffnen. Wichtig ist uns in diesem
Zusammenhang auch, dass die Menschen problemlos und barrierefrei Zugang zu Ärzten und
psychologischen Diensten erhalten. Wir möchten das Netzwerk Hilfe durch einen konsequenten
Ausbau der Zusammenarbeit zwischen Ärzten, Psychologen, den Ämtern, aber auch Kirchen
und Sozialdiensten weiter voranbringen.
Das Ziel muss es sein, dass jeder, der Hilfe benötigt oder auch fordert, in diesem Netzwerk
aufgefangen wird und Hand in Hand für die Betroffenen gearbeitet wird. Die Beendigung der
Abhängigkeit der Betroffenen von hilflosen Situationen muss beendet werden und der Mensch
wieder Mensch sein dürfen.

6. Wirtschaft

1. Wie möchte Ihre Partei die Wirtschaft in
Langenhagen fördern?

Eine starke Wirtschaft ist die Grundlage dafür, dass sich eine Stadt gute Schulen, Sportanlagen
und Jugendarbeit überhaupt leisten kann. Langenhagen ist ein starker Standort – mit dem
Flughafen, vielen Betrieben und dem Handwerk. Diese Arbeitsplätze wollen wir sichern und
neue dazugewinnen.
Dafür braucht es eine Verwaltung, die schnell und verlässlich arbeitet: kurze Wege bei
Genehmigungen, feste Ansprechpartner und solide Finanzen. Wer hier investieren will, soll
nicht monatelang warten müssen.
Wichtig sind uns auch Geschäfte und Gastronomie vor Ort. Lebendige Zentren mit Läden, Cafés
und Plätzen, an denen man sich gerne aufhält, gehören zur Lebensqualität – gerade für junge
Leute.
Und Wirtschaft heißt Ausbildung: Wir wollen, dass junge Menschen hier einen Ausbildungsplatz
finden und hierbleiben können – mit bezahlbaren Wohnungen für Azubis und Studierende.

Wir wollen gute Bedingungen für Unternehmen, Handwerk und Einzelhandel schaffen. Eine
starke Wirtschaft bedeutet Arbeitsplätze, Ausbildungsplätze und Einnahmen für unsere Stadt.
Die CDU Langenhagen wird keine Entscheidungen mittragen, die unsere Wirtschaft unnötig
belasten. Aus der Krise kommen wir nur heraus, wenn die Wirtschaft läuft und alle mit
anpacken. Wir gehen voran. Seid Ihr dabei?

Wir wollen nicht nur, dass in Langenhagen möglichst viele Menschen vor Ort fair bezahlte
Arbeit haben, sondern auch, dass die Wirtschaft in unserer Stadt unsere Umwelt schützt und
nachhaltig arbeitet. Deshalb achten wir besonders darauf, welche Firmen sich in Langenhagen
ansiedeln wollen. Noch mehr Logistikbetriebe oder Speditionen können wir auf unseren Straßen
nicht mehr verkraften. Wir streben ein Kompetenzzentrum für Gründer*innen an, für spätere
coole Jobs direkt vor der Haustür. Es kann um Themen wie erneuerbare Energie gehen oder
auch die Kreislaufwirtschaft – also die Jobs von morgen. Schulen und lokales Handwerk
zusammenbringen und damit den Weg vom Lernen zum Arbeiten zu vereinfachen, ist ein
weiterer Punkt. Wir wollen eine Wirtschaft, die fair, grün und zukunftssicher ist!

Wir müssen die Wirtschaft fördern und dringend Bürokratie abbauen, damit wir die
Unternehmen halten und neue Unternehmen gewinnen. Wir brauchen eine stärkere
Zusammenarbeit zwischen Schulen, Unternehmen, Berufsschulen und Ausbildungsbetrieben.
Wir müssen den Mittelstand entlasten und können nicht auf der einen Seite Unternehmen
ansiedeln wollen und ihnen auf der anderen Seite immer neue Steuern und Gebühren
auferlegen. Eine starke Wirtschaft bedeutet höhere Gewerbesteuereinnahmen und damit
finanzielle Spielräume für Schulen, Sport, Infrastruktur und andere soziale Aufgaben.

Langenhagen ist ein starker Wirtschaftsraum – mit Industrie, Dienstleistungen, Flughafen,
Handwerk und öffentlichem Sektor. Davon sollen und müssen alle Einwohner*innen profitieren.
Denn für die Linke gilt: Wirtschaft muss den Menschen dienen, nicht umgekehrt. Gute Arbeit ist
eine Grundlage regionaler Stärke. Tarifbindung überall, Mitbestimmung und soziale Sicherheit
stabilisieren gesellschaftlichen Zusammenhalt, Kaufkraft und Fachkräftegewinnung.
Langenhagen ist ein aktiver wirtschaftspolitischer Akteur. Durch Vergabe- und Förderpolitik
sowie eigene Beschäftigung werden verbindliche Standards gesetzt. Die Wirtschaftspolitik
muss konsequent am Gemeinwohl ausgerichtet werden und eine nachhaltige,
sozial-ökologische Wirtschaft fördern. Notwendige Rahmenbedingungen dafür sind eine
dezentrale ökologische Energieversorgung sowie ein verdichtetes ÖPNV-Angebot.

Wirtschaftsförderung sollte tatsächlich Wirtschaft fördern. Klingt banal, ist aber offenbar schon
eine politische Forderung. Außerdem haben wir das Konzept der Gemeinwohlökonomie in die
Langenhagener Ziele aufnehmen können und dies auch mit einem Antrag schützen können. Mit
der Gemeinwohlökonomie können wir die Wirtschaft als Partner für die Kommune, die
Menschen und die Natur gewinnen und jeder hat Vorteile davon.
Ich möchte Unternehmen unterstützen, die hier gute Arbeitsplätze schaffen und etwas zur
Stadt beitragen. Gemeinwohlorientierte Unternehmen sollten dabei einen Vorteil bekommen.
Und die Verwaltung sollte gute Ideen nicht mit „Das haben wir noch nie so gemacht“
erschlagen. Genau solche Anreizproramme und gemeinwohlorientierte Wirtschaftsförderung
brauchen wir. Mehr Infos zur Gemeinwohlökonomie und auch zum Autor des Buches:
https://www.deutschlandfunk.de/gemeinwohl-oekonomie-100.html#e

Die Wirtschaft ist der Schlüssel, um all die freiwilligen Leistungen für die Jugend, Familien und
Ältere bezahlen zu können. Deswegen ist es wichtig, der Wirtschaft zuzuhören und die
Voraussetzungen zu schaffen, dass Wirtschaft in Langenhagen funktioniert.
Dazu gehört auch unser Flughafen. Der Flughafen gehört zu Langenhagen und schafft circa 22
500 Arbeitsplätze. Das unverantwortliche geforderte Nachtflugverbot für unseren Flughafen
von den anderen Parteien, wird auf einen Schlag ca. 1000 Arbeitsplätze vernichten. Reemtsma,
Hyundai und das Klinikum Region Hannover schließen ihre Standorte in Langenhagen. Den
Verlust von circa 1500 Arbeitsplätzen werden wir deutlich spüren. Deswegen müssen wir für
den Erhalt eines jeden Arbeitsplatzes eintreten und kämpfen.

7. Zum Abschluss

1. Wieso sollten wir junge Menschen Ihre Partei
wählen und wie setzt ihr euch für uns ein? Welches
Ziel für Langenhagen steht in ihrer Partei an erster
Stelle?

Weil wir bei den Dingen anpacken, die euren Alltag ausmachen. Unser Motto heißt „Für einen
Alltag, der läuft": Bus und Bahn, die pünktlich kommen. Sichere Radwege. Moderne Schulen.
Wohnungen, die man sich später auch leisten kann. Und Orte, an denen man sich treffen kann,
ohne Geld auszugeben.
Für euch heißt das konkret: der Neubau der IGS, die Sporthalle im Westen, kostenloses
Mittagessen an allen Grundschulen, mehr Freizeitangebote und Treffpunkte für Jugendliche –
und ein Jugendparlament, das wirklich mitreden darf.
An erster Stelle steht für uns: Langenhagen soll eine Stadt sein, in der der Alltag funktioniert
und in der man gerne bleibt – auch als junger Mensch.
Und egal, wie ihr euch entscheidet: Geht wählen. Wer seine Stimme nutzt, kann etwas
verändern. Wer nicht wählt, überlässt die Entscheidung anderen.
Unser ganzes Wahlprogramm findet ihr hier: https://spd-langenhagen.de/uploads/spdOrtsverei
nLangenhagen/SPD_Langenhagen_Wahlprogramm.pdf

Weil wir nicht nur über junge Menschen reden, sondern wissen wollen, was sie bewegt.
Unsere Kandidatinnen und Kandidaten sind im Durchschnitt jünger als bei anderen Parteien.
Viele sind selbst Eltern und haben Kinder an Langenhagener Schulen. Unser Vorsitzender
Sebastian Kurbach ist Mitglied im Schul- und im Stadtelternrat. Wir haben auch Kandidaten, die
selbst vor kurzem noch in der Schule waren- einer hat in diesem Jahr erfolgreich sein Abitur
bestanden.
Wir wissen deshalb sehr genau, wo an Schulen und bei Jugendlichen der Schuh drückt.
Unser Ziel: Kinder und Jugendliche sollen in Langenhagen bestmöglich aufwachsen und gute
Chancen für ihre Zukunft haben.
Eine Stadt, in der Familien gerne und sicher leben und junge Menschen gute Zukunftschancen
haben.
Dafür brauchen wir gute Schulen, sichere Orte, starke Vereine, eine funktionierende
Infrastruktur und eine lebendige Wirtschaft.
Wir brauchen keine Ideologie, keinen Hass und keine Spaltung. Wir brauchen Lösungen und
Menschen, die anpacken.
Wie Immanuel Kant sagte:
„Habe Mut, dich deines eigenen Verstandes zu bedienen.“
Also, lasst Euch nichts erzählen. Denkt selbst. Mischt Euch ein. Nehmt Eure Zukunft in die
eigenen Hände!
Wir als CDU sind an Eurer Seite. Ganz klar. Langenhagen.

Gerade für junge Menschen sind wir GRÜNEN die Partei der Zukunft mit einer Vision, wie wir
klimagerecht und sozial leben wollen. Wir reden nicht nur, wir handeln. Wir kämpfen für
Bildungsgerechtigkeit und Chancengerechtigkeit: von digitaler Ausstattung über ein
kostenloses Frühstück für alle Kinder bis hin zu modernen und klimagerechten Lernräumen. Wir
fördern eure Mitbestimmung, haben dafür gestimmt, dass ihr aktiv ab 16 Jahren wählen könnt
und wollen auch das passive Wahlrecht (wer kann sich wählen lassen) auf 16 Jahre
heruntersetzen. Warum? Weil wir der Jugend eine Stimme geben müssen und wir eure
Mitbestimmung fördern. Flächendeckende Einführung von Kinderparlamenten und
Jugendbeteiligung bei Projekten zu Freizeitorten und Schulwegen. Wir schaffen sichere Räume
und setzen uns für eine klimagerechte Stadt ein. Unser wichtigstes Ziel ist die Klimaneutralität
und eine intakte Umwelt in der wir alle gemeinsam leben wollen. Durch deutlich mehr Grün in
unserer Stadt, nachhaltige Mobilität und innovative Bauweise wird unsere Stadt auch für
kommende Generationen lebenswert bleiben.

Wir möchten, dass junge Menschen nicht nur gehört werden, sondern auch mitgestalten. Junge
Menschen brauchen eine Stadt, in der sie eine gute Schule besuchen, eine Ausbildung oder
einen Arbeitsplatz finden, bezahlbar wohnen können und ihre Freizeit vernünftig gestalten
können. An erster Stelle steht unsere Finanzen in Ordnung zu bringen, da jeder Euro nur einmal
ausgegeben werden kann. Ohne ordentliche Finanzen kann Langenhagen weder Schulen oder
sonstige Jugendangebote finanzieren.

Wir leben in einer Zeit, in der viele Menschen jeden Tag ihr Bestes geben und trotzdem reicht
es oft nicht. Gleichzeitig häufen wenige Überreiche immer größere Vermögen an. Doch unsere
Städte und Gemeinden gehören nicht den wenigen, die an ihnen verdienen. Sie gehören uns
allen – denen, die hier leben, arbeiten, sich kümmern und Verantwortung übernehmen. Wir sind
die Vielen: die Beschäftigten in Kitas, Pflege und Verwaltung, die Familien, die ihren Alltag
organisieren, die Ehrenamtlichen im Sportverein, bei der Feuerwehr oder den
Hilfsorganisationen, die Nachbar*innen, die füreinander da sind – wir sind bunt! Wir wollen eine
Stadt Langenhagen und eine Region Hannover, in der dieses Miteinander im Mittelpunkt steht:
in der Wohnen bezahlbar ist, in der alle Menschen gut versorgt sind, in der alle Kinder und
Jugendlichen die gleichen Chancen haben und in der niemand Angst vor Ausgrenzung haben
muss. Eine Stadt und eine Region, die Klima schützt. Und eine Region, in der Solidarität stärker
ist als Hass und Spaltung.
Hier geht es zu unserem Kommunalwahlprogramm für die Region Hannover:
https://www.dielinke-hannover.de/start/kommunalwahlprogramm-2026/

MENSCHEN sollten uns wählen, wenn Sie mit der Haltung der Politik und deren Vorgehensweise
unzufrieden sind. Mit uns wird Politik zum Gemeinschaftsprojekt. Und das nicht nur für
jugendliche Menschen, sondern auch für alle dazwischen und außerhalb. Jugendliche sollten
uns wählen, wenn sie nicht wollen, dass ständig die Leier „Die Kinder sind unsere Zukunft“
gebracht werden soll und Erwachsene über eure Zukunft reden, entscheiden und dann über
undankbare Jugendliche sprechen. Ihr seid nicht nur „die Zukunft“. Ihr seid jetzt schon
Langenhagen. Ihr sollt selbst mitreden dürfen und mitentscheiden können. Und ihr sollt in
eurem bevorstehenden Leben Wohnraum, Natur, Kinderbetreuung und euren Wunschjob
finden.
Und unser wichtigstes Ziel ist eigentlich ganz einfach: Langenhagen soll wieder mehr können.
Mehr Mut, mehr Ideen, mehr Gemeinschaft und weniger – warum etwas eben nicht funktioniert.

Ein Ziel allein reicht nicht. Es braucht ein sehr umfangreiches Maßnahmenpaket, um
Langenhagen endlich voranzubringen und bisher versäumtes nachzuholen. Oberste Priorität
haben unsere Schulen und die außerschulische Betreuung sowie die Bildungsangebote.
Weiterhin müssen wir unsere Ausgaben hinterfragen, da wir ein Ausgaben- und kein
Einnahmenproblem haben. Wir werfen das Geld seit Jahren ohne Sinn und Verstand zum
Fenster hinaus, ohne dass wir Prioritäten abarbeiten. Das bedeutet, dass das Geld dann genau
da fehlt, wo es dringend benötigt wird. Ich habe viele Dinge davon hinterfragt, Stichwort:
Jugendtreffs oder Freizeiteinrichtungen.
Es darf nicht passieren, dass wir freiwillige Leistungen, also Jugendarbeit, oder
Jugendangebote, streichen müssen, weil wir die Pflichtaufgaben, wie Meldewesen oder
Sicherheit und Ordnung, nicht mehr bezahlen können. Wir stehen daher für vorausschauende
und solide Finanzen, damit die Jugend weiter unterstützt werden kann. Ferner sind wir mit
unserem Bürgermeisterkandidaten Andreas Eilers nah an der Jugend dran, hören Ihnen zu und
unterstützen eure Belange, wo wir können.

UMFANG DER VERÖFFENTLICHUNG: Veröffentlicht werden die Antworten der zur Kommunalwahl in Langenhagen antretenden Parteien und Wählervereinigungen, die bis zum Ende der Rückmeldefrist am 19. August 2026 zu den eingereichten Jugendfragen eingegangen sind.
Parteien und Wählervereinigungen, von denen bis dahin keine Antworten vorlagen, sind nicht dargestellt.

Hinweis zur Darstellung: Die Antworttexte wurden inhaltlich unverändert übernommen. Angepasst wurden lediglich die Anordnung nach Fragenblöcken und Parteien, die Absatzgestaltung sowie das Layout. E-Mail-Kopfzeilen, technische Hinweise, Kontaktdaten und persönliche Signaturen wurden entfernt. Reihenfolge gemäß den amtlichen Stimmzetteln zur Kommunalwahl 2026. Die Veröffentlichung stellt keine Wahlempfehlung dar.
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